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Postulat Fraktion GB/JA! (Hasim Sancar/Urs Frieden, GB): EURO 08: 
Grundrechts-Monitoring in Bern 

 

 

Die Abstimmung vom 17. Juni 2007 zum Euro-08-Kredit ist relativ knapp zugunsten des Kre-

dits ausgefallen (52,4%). Der finanzielle Aspekt, dass die Euro 08 durch Steuern finanziert 

wird, hat für dieses Resultat sicherlich eine Rolle gespielt. Es gibt aber einen weiteren, eben-

so zentralen Aspekt, der von den StimmbürgerInnen gewürdigt wurde, nämlich denjenigen der 

Grundrechte. 

Während der Euro 08 werden in den Host Cities, zu welchen auch die Stadt Bern gehört, bis 

zu 15'000 Armeeangehörige eingesetzt. Der Gemeinderat hat folgende subsidiäre Armeeein-

satzformen im Bereich der Inneren Sicherheit beantragt: B- und C-Abwehr, Überwachungsflü-

ge, Luftaufklärung, Lufttransporte, Bereitschaft zur Katastrophenhilfe. Inzwischen ist auch 

bekannt, dass mit Tageslicht- und Wärmekamera ausgerüstete Aufklärungsdrohnen und Su-

per Puma Helikopter zum Einsatz kommen werden. Dieser Armeeeinsatz während der Euro 

08 hat sowohl die Presse als auch den Berner Stadtrat bereits beschäftigt. Das Grüne Bünd-

nis/Junge Alternative! lehnt den Einsatz von jeglichen militärischen Ressourcen im Bereich 

der zivilen Sicherheit (sowohl von Armeematerial als auch von Angehörigen und Dienstleis-

tungen der Armee) aus staatspolitischen Überlegungen grundsätzlich ab. 

Es ist bekannt, dass die Schweizer Gaststädte für die Fussballspiele der Euro 08 speziell 

ausgebildete Polizeikräfte aus Deutschland (v.a. aus Bayern und Baden-Württemberg) einge-

setzt werden sollen. Die Presse berichtet schon jetzt über einsatzfreudige deutsche Polizis-

ten, die gegen die „Radaubrüder bei Public Viewing“ zum Einsatz kommen werden und sich 

schon jetzt die Hände für den Einsatz reiben (siehe SonntagsZeitung vom 10.6.07). 

Auch einzelne Artikel des Bundesgesetzes über Massnahmen zur Wahrung der inneren Si-

cherheit (BWiS, „Hooligangesetz“) werden während der Euro 08 zur Anwendung kommen und 

so an Bedeutung gewinnen – ein Gesetz, das auf Verdacht und möglicherweise vor-

verurteilender Observation beruht und aus der Perspektive des Datenschutzes nicht unum-

stritten ist. Umso mehr ist Vorsicht geboten, wie das Gesetz zur Anwendung kommt, was mit 

den Daten geschieht und welche Beschwerdemöglichkeiten denjenigen Personen offen ste-

hen, welche ins Blickfeld der Polizei geraten, ohne dass ihnen ein strafrechtlich relevantes 

Vergehen angelastet werden kann. Das gleiche gilt auch für den im Polizeigesetz verankerten 

Wegweisungsartikel. 

Leider sind Fussballspiele immer noch mehrheitlich Männersache. Dies gilt nicht nur für Funk-

tionäre und Spieler, sondern auch für die Zuschauer, obwohl sich auch hierzulande allmählich 

auch eine weibliche Fangemeinde entwickelt. Es sind aber mehrheitlich die Männer, die in 

andere Länder reisen, um das Fussballfieber mitzuerleben. Auch die Betreiber von Sexange-

boten wissen genau: Wo sich viele Männer vorübergehend aufhalten, ist ein gutes Geschäft 

sicher. Die Stadt Bern hat auf diese heikle Situation bereits reagiert, indem sie die Arbeit von 

Xenia und anderen verwandten Organisationen unterstützt. Zwar gab es während der WM 06 

in Deutschland keine speziell schwerwiegenden Probleme im Bereich der Sexarbeit. Wach-

samkeit ist jedoch angesagt, damit die Grundrechte der Sexarbeiterinnen nicht verletzt wer-

den. 

Mit dem vorliegenden Postulat möchten wir den Gemeinderat beauftragen, eine Monitoring-

Gruppe „Grundrechte“ einzusetzen, die während der Euro-08-Spiele die Entwicklungen und 
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Ereignisse unter dem Aspekt der Grundrechte beobachtet, analysiert und nach der Euro einen 

umfassenden Evaluationsbericht erstellt, der dem Stadtrat unterbreitet wird. 

 

Folgende Aspekte sollten berücksichtigt werden: 

 

1. Die Monitoring-Gruppe „Grundrechte“ soll aus Fachpersonen verschiedener Arbeitsberei-

che zusammengesetzt sein. Insbesondere denken wir an Fachfrauen von Xenia, JuristIn-

nen, den Ombudsmann, das Kompetenzzentrum für Integration sowie VertreterInnen wei-

terer spezialisierter Organisationen wie Amnesty International, gggfon, Fangruppen, Men-

schenrechte Schweiz oder die EKR (Eidgenössische Kommission gegen Rassismus). 

2. Der Gemeinderat muss sicherstellen, dass der Monitoring-Gruppe auf Anfrage uneinge-

schränkt Informationen gegeben werden und ihr jederzeit Zugang zu den vorübergehend 

festgenommenen Personen und Fussballfans sowie deren Aufenthaltsorte zu gewähren 

ist. 

3. Der Evaluationsbericht soll Auskunft geben über die Auswirkungen der Spiele auf die 

Grundrechte und deren Verletzungen, falls solche auftreten. Der Bericht soll auch Aus-

kunft geben über allfällige rassistische Vorfälle. 

4. Der Bericht soll auch positives Verhalten würdigen, zum Beispiel das vorbildliche Verhal-

ten von Polizei, Sicherheitsdiensten, OrganisatorInnen bei Einlasskontrollen. 

5. Der Bericht soll Empfehlungen enthalten, die besonders heikle Bereiche der Grund-

rechtswahrung betreffen (Armeeeinsätze, fremde Polizeieinheiten, Hooligangesetz, 

Sexarbeit) und als Grundlage für weitere ähnliche Grossanlässe dienen können. 

 

Bern, 21. Juni 2007 

 

Postulat Fraktion GB/JA! (Hasim Sancar/Urs Frieden, GB), Cristina Anliker-Mansour, Natalie 

Imboden, Myriam Duc, Simon Röthlisberger, Anne Wegmüller, Christine Michel, Franziska 

Schnyder, Rolf Zbinden, Daniele Jenni 

 

 

Antwort des Gemeinderats 

 

Der Stossrichtung des Vorstosses schliesst sich der Gemeinderat grundsätzlich an. So enga-

giert sich der Gemeinderat beispielsweise im Bereich der sozialen Nachhaltigkeit. Was den 

Einsatz der Armee anbelangt, grenzt sich der Gemeinderat an erster Stelle gegen eine Vermi-

schung von Armeeeinsätzen und zivilen Ordnungsaufgaben ab. 

Hingegen lehnt der Gemeinderat die Einsetzung einer Monitoring-Gruppe ab. Hierzu hält der 

Gemeinderat fest, dass die Projektverantwortlichen und der Gemeinderat in dieser Hinsicht 

bis anhin grosse Sorgfalt an den Tag legen und dies auch anerkannt wird. Namentlich werden 

entsprechende Anstösse von den Projektverantwortlichen sehr ernst genommen und mit den 

vorstellig werdenden Organisationen Lösungen erarbeitet. Die Projektverantwortlichen sind 

mit vielen Organisationen im engen Kontakt. Aus diesen Gründen sieht der Gemeinderat kei-

ne Veranlassung, eine spezielle Monitoring-Gruppe „Grundrechte“ einzusetzen. Dementspre-

chend lehnt der Gemeinderat Punkt 1 und 2 des Postulats ab. Er ist aber bereit, Punkt 3 bis 5 

entgegen zu nehmen und dazu im sowieso gemäss bereits erteiltem Auftrag des Stadtrats 

(SRB 054 vom 15. Februar 2007) zu erstellenden Schlussbericht entsprechend Bericht zu 

erstatten. Ein separater, zusätzlicher Bericht ist nicht notwendig. 
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Antrag 

 

Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, Punkt 1 und 2 des Postulates abzulehnen und 

Punkt 3, 4 und 5 erheblich zu erklären. 

 

 

Bern, 28. November 2007 

 

 

Der Gemeinderat 

 


